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KantonSolothurn Donnerstag, 15. August 2024

DenzweitenRegierungssitz imVisier
DieMitte hat gestern Abend ihre amtierendeRegierungsrätin Sandra Kolly undKantonsrat Edgar Kupper für dieWahlen 2025 nominiert.

UrsMoser

Als erste Kantonalpartei hat die
Mitte am Mittwoch die Kandi-
daturen für die Regierungsrats-
wahlen im kommenden März
nominiert. Sie steigt mit ihrer
amtierenden Regierungsrätin
Sandra Kolly und Kantonsrat
Edgar Kupper aus Laupersdorf
ins Rennen.

EineÜberraschungwärenur
gewesen,wenndieNomination
desDuosetwasanderes als eine
Formsache gewesenwäre. Bau-
direktorin Sandra Kolly hat
schon lange klar gemacht, dass
sie sich für eineweitereAmtspe-
riode zur Verfügung stellen
wird. Edgar Kupper, der für die
MitteeinenzweitenRegierungs-
sitz (zurück-)erobern soll, war
vom Parteipräsidium in klarer
Priorität als einziger Kandidat
fürdasUnterfangenvorgeschla-
gen worden. Andere vermeint-
liche Favoriten wie Nationalrat
Stefan Müller-Altermatt aus
Herbetswil und Kantonsrat Fa-
bian Gloor aus Oensingen hat-
ten sich zuvor selbst aus dem
Rennen genommen.

«Wirhaben jetzt dieChance
desLebens, denzweitenSitz zu-
rückzuholen», meinte Sandra
Kolly. Ein Versprechen, das sie
abgab: Sie gebe die Umfahrung
Klus nicht auf, die Gespräche
seien amLaufen.

ErhabegrossenRespekt vor
demAmtunddemWahlkampf,
sagte Edgar Kupper. Sein Pro-
gramm: «Eine einfache, lö-
sungsorientierte, transparente
Politik steht fürmichzuoberst.»

Regierungsoll sich ihren
Stabschef selberaussuchen
Unspektakulärverlief anderDe-
legiertenversammlungdieParo-
lenfassung für die Abstimmun-
genvom22. September:Zustim-
mung zu beiden kantonalen
Vorlagen, Nein zur Biodiversi-
tätsinitiativeund Ja zurBVG-Re-
form.

Auf kantonaler Ebene ste-
hen zwei obligatorische Refe-

rendumsabstimmungenan,weil
die vorgesehenen Neuerungen
mit einer Verfassungsänderung
verbunden sind. Der Staats-
schreiber (oderdieStaatsschrei-
berin) amtet in erster Linie als
Stabschef des Regierungsrats.
Dementsprechend soll er (oder
sie) künftig im Sinne einer kla-
ren Aufgabenentflechtung und
Gewaltentrennung nicht mehr
vom Kantonsrat gewählt, son-
dern vom Regierungsrat er-
nanntwerden.Kantonsrätin Sa-
rahSchreiber (Lostorf) erläuter-
te den Delegierten die Vorlage.
Damit werdediepersonalrecht-

liche Verantwortung klar gere-
gelt, während heute ein Füh-
rungsvakuum bestehe. Im Saal
war eine einzige Gegenstimme
auszumachen.

Die zweite kantonale Vorla-
gebetrifftdieGesetzgebungzur
kantonalen Gebäudeversiche-
rung.DieGebäudeversicherung
soll quasi einegesetzgeberische
Kompetenz erhalten. Dass sie
technische Reglemente mit
rechtsetzendem Charakter er-
lässt, ist nichtneu, soll jetzt aber
auf eine saubere verfassungs-
rechtliche Grundlage gestellt
werden. Kantonsrat Benjamin

von Däniken (Kestenholz)be-
zeichnetedieRegelungskompe-
tenz als unbestritten,mit einem
Einspruchsrecht analog dem
Verordnungsveto sei die parla-
mentarische Kontrolle gewähr-
leistet.Die Ja-Parolewurde ein-
stimmig beschlossen.

VomsympathischenTitel
nichtverführen lassen
ProminenterGast an derMitte-
Delegiertenversammlung in
OensingenwarNationalratMar-
kusRitter,PräsidentdesSchwei-
zer Bauernverbands. Er legte
denSolothurnerDelegiertendie

AblehnungderBiodiversitätsin-
itiative ansHerz. Initiativenhät-
ten immereinensympathischen
Titel,meinteRitter.Abermitder
extremen Übergewichtung von
Schutz-gegenüberNutzungszie-
len würde sie nicht nur Land-
wirte, sondern auch Energie-
undBauwirtschaft unddenTou-
rismus hart treffen. Es gab eine
kontroverse Debatte im Saal,
letztlich folgten die Mitte-De-
legiertenaberdemGastreferen-
tenmit 82 : 5Stimmendochsehr
deutlich.

Die Reform der beruflichen
Vorsorge erläuterte in Oen-

singen Ständerat Pirmin Bi-
schof. Er legte denFokus vor al-
lem auf das Anliegen, auch den
Arbeitstätigenmit kleinen Pen-
sen und tiefen Einkommen zu
einem Rentenanspruch zu ver-
helfen. Die Senkung des Um-
wandlungssatzes ist für ihn mit
den vorgesehenen Ausgleichs-
massnahmen ein tragfähiger
Weg. Die Reform ermögliche
eine längerfristigeFinanzierung
und stärke das Dreisäulen-Sys-
tem. Die Ja-Parole war weitge-
hendunbestritten, siewurdemit
lediglich zwei Gegenstimmen
beschlossen.

Mitte-Präsident Patrick Friker (r.) gratuliert Edgar Kupper und Sandra Kolly zur Nomination per Akklamation. Bild: Bruno Kissling

DieRegierungpfeiftdieSVPzurück
Das Parlament hat einenAuftrag für dringlich erklärt, der dempensionierten SpitalchefMartinHäusermann den
Lohn kappenwill. Dies könnte aber einzig der Verwaltungsrat tun.

Christof Ramser

Es brodelte mächtig in der So-
lothurner Politlandschaft vor
den Sommerferien. Weil der
Ex-Chef der Solothurner Spitä-
ler AG (soH) trotz üppigem Sa-
lär Zuschläge erhielt und trotz
vermeintlicher Pensionierung
bis imNovember Lohnbezieht,
hatte der Kantonsrat am 26.
Juni gleich vier Vorstösse im
Zusammenhang mit Martin
Häusermann für dringlich er-
klärt.

Darunter aucheinenAuftrag
der SVP, der die soH als Selbst-
bedienungsladen betitelt und
die Zahlungen an Häusermann
sofort stoppen will. Er könne
nachvollziehen, dass der Kan-
tonsrat handeln will, schreibt

derRegierungsrat in seiner Stel-
lungnahme vom Mittwoch.
Bloss: Der Politik sind die Hän-
de gebunden. Denn die Forde-
rungen betreffen vorwiegend
das Aktienrecht.

Will heissen: Die soH ist als
Aktiengesellschaft mit gemein-
nützigemZweckorganisiert.Al-
leiniger Aktionär ist der Staat,
die dem Kanton Solothurn zu-
stehenden Aktionärsrechte
nimmt der Regierungsrat wahr.
Er wählt den Verwaltungsrat
und die Revisionsstelle. Feder-
führend sind das Departement
des Innern von Susanne Schaff-
ner (SP)unddasFinanzdeparte-
ment von Peter Hodel (FDP).
Dennochgiltwiebei jeder ande-
ren AG auch das Aktienrecht.
Der Staat als Gemeinwesen

habe darin keine Sonderstel-
lung.

DerRegierungsind
dieHändegebunden
Einen «gewissen Handlungs-
spielraum» habe sie durchaus,
schreibt die Regierung. Mit
ihremStimmrecht anderGene-
ralversammlung kann sie zum
Beispiel auf Statuten Einfluss
nehmen. Bei der Wahl und Ab-
berufung der Geschäftsleitung
seien ihr aber klareGrenzenge-
setzt.

Konkret: In Führungsent-
scheiden des Verwaltungsrates
hat die Regierung vonGesetzes
wegennichts zubestellen.Dazu
gehörten auch die Beendigung
des Anstellungsverhältnisses
der Geschäftsführung und die

damit verbundenenfinanziellen
Regelungen. Häusermanns
Lohn, den der Ex-CEO noch
über seine Pensionierung hin-
aus erhält, kann die Regierung
also nicht einfach so kappen.

Auch die drohende Verjäh-
rungderRückerstattungsforde-
rungen zu unterbrechen, wie es
der Auftrag verlangt – etwa
durch Betreibung oder indem
manHäusermann zu einer Ver-
jährungseinredeverzichtserklä-
rung auffordert – liege nicht in
der Kompetenz der Regierung.
Dies könne einzig der Verwal-
tungsrat in dieWege leiten.

Schliesslich fordert der Auf-
trag, dass einzig der Kantonsrat
weitere Zahlungen an Häuser-
mann genehmigen darf. Doch
dieRegierungerklärt dendring-

lichen Auftrag als nicht erheb-
lich. Die parlamentarische
Oberaufsicht könne nicht wei-
tergehen als der Regierungsrat.
Solche Entscheidungen oblie-
geneinzig demVerwaltungsrat.

Auf die konkreten Umstän-
de, wie das Anstellungsverhält-
nis vonMartinHäusermannbe-
endet wurde und die damit in
Zusammenhang stehenden
Lohnzahlungengeht derRegie-
rungsrat in seiner Stellungnah-
mevomMittwochnicht ein.Be-
reits am2. Juli hatte er vomsoH-
Verwaltungsrat Klärung in der
Frage verlangt, obdie personal-
rechtlichen Fragen eingehalten
wurden.Ausdemunabhängigen
Expertenbericht will die Regie-
rung «allfällige Lehren für die
Zukunft ziehen».

FDP-Parolen: Ja zu
BVG-Reform
Delegiertenversammlung Die
Freisinnigen liessen gestern im
Parktheater in Grenchen nichts
anbrennen und sagten überaus
deutlich drei Mal Ja, zur BVG-
ReformundzudenÄnderungen
der Kantonsverfassung für die
Solothurnische Gebäudeversi-
cherungund zurAnstellungdes
Staatsschreibers durch den Re-
gierungsrat. Für die Biodiversi-
tätsinitiative gabes ein einstim-
migesNein.

Im zweiten Teil des Abends
informierte die Wahlkampflei-
tungzumVorgehen fürdieWah-
len:Am3. Septembermachtdie
Parteileitung ein Hearing mit
den Interessenten und Interes-
sentinnen für den freien Regie-
rungsratssitz von Remo Ankli.
Bereits beschwor Parteipräsi-
dent Stefan Nünlist die Einig-
keit: «Es gibt keinen Raum für
Flügelkämpfe, fürGeschlechter-
undRegioneninteressen.» (dd)


